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EinLoblied auf 100 JahreProSenectute
Luzern Seit einem Jahrhundert unterstützt dieOrganisation ältereMenschen. Früher ging es «ums nackte

Überleben» von Senioren, heute sind dieHerausforderungen eher digitaler Natur.

Zuerst ein Blick zurück ins Jahr
1917:DieLebenserwartung inder
Schweiz für Männer beträgt
54 Jahre, für Frauen 57. Eine Al-
tersvorsorgeexistiert nicht.Zehn
Männergründenam23. Oktober
unter dem Patronat der Schwei-
zerischen Gemeinnützigen Ge-
sellschaft die Stiftung «Für das
Alter». Ihr Ziel: «In unserem
Lande die Teilnahme für Greise
beiderlei Geschlechts ohne
Unterschied des Bekenntnisses
zu wecken und zu stärken». Zu-
dem sollen fortan die nötigen
Mittel zur Fürsorge «für bedürf-
tigeGreiseundzurVerbesserung
ihresLoses»gesammeltwerden.

Heute, hundert Jahre später,
ist dasWort«Greis»ausdemVo-
kabular gestrichen und die Stif-
tung unter dem Namen Pro Se-
nectute bekannt. Während ihres
Jubiläumsjahres ist sie indergan-
zen Schweiz unterwegs. Gestern
machte sie auf dem Europaplatz
in Luzern Halt, wo das Jubiläum
gefeiert wurde. Am Festanlass
trat unter anderemDamianMül-
ler, Ständerat und Vizepräsident
des Stiftungsrats der Pro Senec-
tuteKantonLuzern, auf. Er sagte
in seiner Rede: «Dass es uns in
der Schweiz so gut geht, ist dem
Engagement unserer Väter und
Mütter, unserer Grossväter und
Grossmütter zu verdanken.» Al-
lerdingsgebeesauchheuteältere
Personen, die auf Unterstützung
angewiesen seien.

DemografischeEntwicklung
fördertWandel

RuediFahrni,Geschäftsleiter der
Pro Senectute Kanton Luzern,

fasst die Geschichte der Dach-
organisation so zusammen:«Die
ersten fünfzig Jahre standen im
ZeichenderwirtschaftlichenNot
von älteren Menschen. Es ging
ums nackte Überleben.» Grosse
Erfolge waren schliesslich die
EinführungenderAHV1947und
der beruflichen Vorsorge 1985.

Fahrni betont, dassheutzuta-
ge ein grosserWandel stattfinde.
Wegen der demografischen Ent-
wicklungentstündenandereAn-

sprüche: «Das Leben in der drit-
tenundder viertenLebensphase
soll sinnvoll gestaltet werden.»

Er führt aus, dass auch künf-
tig die wirtschaftliche und per-
sönliche Hilfe eine Kernkompe-
tenz der Pro Senectute sein wer-
de.Soseieswichtig,dass«wirmit
unseren Angeboten erreichen
können, dass ältere Menschen
länger in ihrem vertrauten Um-
feldbleibenkönnen».Zudemgel-
te es, Verständnis zwischen den

Generationen zu schaffen. Dies
sei wichtig, weil die ältere Bevöl-
kerung zahlenmässig überhand
nehmenwerde.Ausserdemhabe
dieTechnologisierungeinenstar-
kenEinflussaufdasAlterswesen.
So biete die Pro Senectute Kurse
für Billettautomaten an oder hel-
fe bei Umstellungen auf neue
Telefone. Die grösste Herausfor-
derung sei aber die Finanzierung
derStiftung.Sowerdemomentan
ein neuer Leistungsvertrag mit

dem Bundesamt für Sozialversi-
cherungen ausgehandelt.

Derweil hat auch die Pro Se-
nectute Kanton Luzern bereits
98 Jahre auf dem Buckel und
zählt unter anderem 50 Festan-
gestellteund1300 freiwilligeMit-
arbeiter. Ruedi Fahrni ist zuver-
sichtlich,dassdieOrganisationfit
für die Zukunft ist.

Matthias Stadler
matthias.stadler@luzernerzeitung.ch

Die Pro Senectute feiert mit Volksmusikerin Monique und Besuchern ihr 100-Jahr-Jubiläum beim KKL Luzern. Bild: Dominik Wunderli (23. Mai 2017)

Bauprojekt sorgt
für Diskussionen

Sursee 151 Stimmbürger über-
wiesen an der Gemeindever-
sammlungvomMontag (Ausgabe
von gestern) einstimmig auch ei-
nenSonderkredit von5,64Millio-
nenFrankenandieUrne.DieAb-
stimmung ist am 24. September.
ErbeinhaltetdenStrassenausbau
Frieslirain/Roman-Burri-Strasse/
Luzernstrasse, inklusive Sanie-
rungWasser- und Kanalisations-
leitungen.

Das Traktandum gab Anlass
zudiversenDiskussionen. Imbe-
sagtenStrassenabschnittwurden
von Anwohnern Punkte wie die
«ungenügendeSicherheit fürVe-
lofahrer» oder das Fehlen eines
«durchgehenden Trottoirs für
Fussgänger» bemängelt. Bei der
Einmündung indieKantonsstras-
se, welche Sursee mit Oberkirch
verbindet,war auchdieLichtsig-
nalanlage ein Thema. Diese soll
durch die geplanten baulichen
Massnahmen verschwinden.

Sankturbanhofbekommt
2,1MillionenFranken

Letztlichwurdeüber zweiAnträ-
ge abgestimmt. Die Versamm-
lungentschied sich für eindurch-
gehendes Trottoir von der Sonn-
halden-bis zurLuzernstrasseund
für die Beibehaltung der Ampel.
Während Bauvorsteher Bruno
Bucher bei der ersten Massnah-
me von einer «kostenneutralen
Projektänderung»sprach,«dürf-
tederWeiterbestandderLichtsi-
gnalanlage fürMehraufwandsor-
gen». Die Anpassungen werden
in die Botschaft übernommen.

Ferner genehmigten die An-
wesenden 2,1 Millionen als Be-
triebsbeitrag für die Stiftung
Sankturbanhof. Dieser sieht von
2018bis 2022 jährlicheTranchen
von 420000Franken vor. (ep)

Gastbeitrag zur abgelehnten Erhöhung des Steuerfusses

WiedieFinanzkrisegelöstwerdenkönnte
DieAblehnungderkantona-
lenSteuererhöhunghatvieler-
orts zuRatlosigkeit geführt.
NachdemVolksentscheid steckt
Luzern nundefinitiv in einer
Finanzkrise. Eine ähnliche
Entwicklung zeichnete sich in
den 1990er-Jahren beimBund
ab. Es lohnt sich, genau hinzu-
schauen,wie seinerzeit die
Verantwortungstragendendie
Herausforderungen angingen.

Damalshattedie Schweiz
ernst zunehmende struktu-
relleProbleme.Auf Bundes-
ebene geriet der Finanzhaushalt
immermehr aus demGleichge-
wicht. Die Ausgaben überstie-
gen die Einnahmen, dieDefizite
gerieten angesichts derHöhe
der gebundenen, nicht beein-
flussbaren Verpflichtungen
ausser Kontrolle. Der damalige
für die Finanzen zuständige
Bundesrat Otto Stich kämpfte
zwar imRahmen der Budget-
prozesse bei unzähligen Positio-
nen für Ausgabenminderungen,
eineWende trat aber nicht ein.
Zudemwurde der föderalisti-
sche Aufbau der Schweiz immer
brüchiger. Insbesondere infolge
der unterschiedlichen Steuer-
einnahmen und eines überbor-
denden Steuerwettbewerbs
wurden einzelne Kantone
immer reicher, andere ärmer.
Dies führte dazu, dass der
Finanzhaushalt diverser Kanto-

ne aus demLot geriet und
zunehmend Sparpaketemit
entsprechendemLeistungsab-
bau drohten, die von der betrof-
fenen Bevölkerung als unge-
recht empfundenwurde.

AlsKasparVilliger 1996das
Finanzdepartementüber-
nahm, erkannte er rasch, dass
diesen strukturellenMängeln
nichtmitEinzelmassnahmen
beizukommenwar.Vielmehr
bedurfte es strategischer Instru-
mente, umdiesen problemati-
schen Entwicklungen langfristig
Einhalt zu gebieten. Diese
Anstrengungenwaren erfolg-
reich. In einer ersten Volksab-
stimmung vom 7. Juni 1998
wurde der Verfassungsartikel
über dasHaushaltsziel 2001
angenommen, der Vorläufer der
Schuldenbremse, und in der
Volksabstimmung vom2. De-
zember 2001wurde die soge-
nannte Schuldenbremse selber
eingeführt – jenes Steuerungs-
instrument,mit dem ein zyk-
lisch bereinigtesHaushaltser-
gebnis sichergestellt wird. Am
28. November 2004 stimmte
der eidgenössische Souverän
derNeugestaltung des Finanz-
ausgleichs (NFA) und der
Aufgabenteilung zwischen
Bund undKantonen zu. Der
Weg zu diesen Erfolgenwarmit
vielen Stolpersteinen gepflas-
tert. Es waren zahlreiche Inter-

essenkonflikte zu überwinden,
umdie notwendigenMehrhei-
ten imBundesrat, in den eidge-
nössischenRäten und schliess-
lich in denVolksabstimmungen
zu gewinnen.Wie gelang dies?

KasparVilligerentschiedsich
zusammenmit seinenengs-
tenMitarbeitern, allemass-
geblichenKreise indieLö-
sungsfindungmiteinzubezie-
hen.Vor denAbstimmungen
überHaushaltsziel und Schul-
denbremsewurde ein runder
Tisch gebildet. Allewichtigen
KräftewieRegierungsparteien,
Arbeitgeber- undArbeitnehmer-
verbände sowieKantonewur-
den eingeladen,mitzuwirken.
Einerseits ging es darum, den
Handlungsbedarf und die
angedachten Lösungen, also die
Position des Bundesrats, zu
erklären. Andererseitswar auch
wichtig, die berechtigtenBe-
dürfnisse aller Betroffener zu
verifizieren, umgestützt darauf
gemeinsamLösungen zu entwi-
ckeln. Zielführendwar, dass sich
Kaspar Villiger bei denVerhand-
lungen durch zweiweitere
Mitglieder des Bundesrats,
nämlichRuthDreifuss und
ArnoldKoller, begleiten liess.
Dadurchwurde zumAusdruck
gebracht, dass die oberste
Landesbehörde der Schulden-
bremse höchste Priorität bei-
mass.Demgegenüberwaren die

eingeladenenOrganisationen
gehalten, ihrerseits die entschei-
dendenVerantwortungstragen-
den anden rundenTisch zu
delegieren. ImNachgang zur
Einigung setzten sich diese
respektierten Persönlichkeiten
impolitischenProzess für die
Verhandlungsergebnisse ein.

AuchbeiderNeugestaltung
derAufgabenteilungunddes
Finanzausgleichswurdeeine
uneingeschränktePartner-
schaft zwischenBundund
Kantonengelebt.Die Städte
undGemeindenwurden inten-
sivmiteinbezogen.Ganz ent-
scheidendwar, dass Franz
Marty, seinerzeit Finanzdirektor
desKantons Schwyz, das Projekt
federführendmitgestaltete. Als
fachlich und politisch anerkann-
ter Vertreter einesGeberkantons
verhalf er demProjekt zu gros-
serGlaubwürdigkeit.

Sovorzugehen, setzt voraus,
dass sämtlicheBeteiligte
einenerheblichenAufwand
auf sichnehmen.Allemüssen
ihren Standpunkt seriös vertre-
ten, aber auch bereit sein,
diesen bei neuen Erkenntnissen
anzupassen. Es braucht also
Partner, die willens sind, die
anderen Positionen zu verste-
hen und die jeweiligen so
herausgeschälten einzelnen
berechtigten Bedürfnisse einer

gemeinsamen Lösung zugrunde
zu legen.Wer dogmatisch
daherkommt oder ein politi-
sches Süppchen kochenwill, ist
nicht hilfreich. Die bei uns
gelebte Konkordanzdemokratie
setzt ein derartiges Verfahren
voraus. Die Tendenz, zuneh-
mend nach denRegeln der
Konkurrenzdemokratie zu
agieren, wird immermehr zu
einemLösungsstau führen. Poli-
tische Exponenten, welche sich
so profilieren, werden zwar in
der breitenÖffentlichkeit
wahrgenommen, tragen aber
regelmässig nichts zur Überwin-
dung der Probleme bei.

WiekönntenundieFinanz-
krise imKantonLuzern
angegangenwerden?Es
sollten vorab nicht übereilte
Schlüsse gezogenwerden.Die
Regierung darf sich die Zeit
nehmen, eine umfassende
Analyse anzustellen, umdarauf-
hin tabulos strategischeKon-
zeptvorschläge zu erarbeiten.
DieseVorschlägewären sodann
an einem rundenTischmit allen
relevantenKräften zu verhan-
deln und je nach neuenEinsich-
tenweiterzuentwickeln. In
diesemProzess geht es darum,
die Beteiligten zumotivieren,
nicht einfach nur darzulegen,
was sie nichtwollen. Vielmehr
wären diese aufgrund eines
analogenProblemverständnis-

ses dazu zu bringen, einerseits
aus ihrer Sicht Verschlechterun-
genmitzutragen und anderseits
konstruktiveVorschläge einzu-
bringen, umdenFinanzhaushalt
wieder ins Lot zu bringen.
Gefragt ist also derWechsel von
negativem zu positivemEngage-
ment – er ist für eine gelebte
Konkordanzdemokratie unab-
dingbar. Bei derUmsetzung der
so erarbeitetenMassnahmen
wären die Teilnehmenden am
rundenTisch aufgerufen, die
Verhandlungsergebnisse auch
bei Volksabstimmungenmehr-
heitsfähig zumachen. So vorzu-
gehen, braucht Zeit. Sie kann
durch eine befristete Lösung der
Schuldenbremse gewonnen
werden.Die heutigeVerschul-
dungssituation desKantons
erlaubt dies.

Kurt Bieder (65) war von 2000 bis 2012
Baudirektor der Stadt Luzern. Seither
arbeitet er als Mediator und Rechtsan-
walt. Bieder ist Mitglied der FDP. Er ist
verheiratet und Vater zweier erwachse-
ner Töchter.

Kurt Bieder
kanton@luzernerzeitung.ch


